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1. Durch Empfehlung des Europarats vorgegebene Erfordernisse 
 

Die Empfehlungen des Europarats betreffend E-Voting – sie wurden am 30. September 2004 

vom Ministerkomitee des Europarats angenommen – sind das erste internationale 

Rechtsdokument für diese Materie. Die darin enthaltenen Empfehlungen sind als 

Mindeststandard für die Schaffung eines E-Voting-Modells in Österreich zu betrachten. Die 

im Bericht enthaltenen Erwägungen wurden stets unter der Annahme getroffen, dass die 

Empfehlungen des Europarats strikt einzuhalten sind.  

 
2. Verfassungsrechtliche Erfordernisse 
 

Zur Einführung von E-Voting in Österreich müssten Art. 26 B-VG und Art. 23a B-VG (für die 

Europawahl) sowie Art. 95 B-VG (Länder) und Art. 117 B-VG (Gemeinden) geändert werden. 

Konkret ist eine Neudefinition der Begriffe des geheimen und persönlichen Wahlrechts, wie 

sie derzeit von Lehre und Judikatur verstanden werden, erforderlich. So ist nach der 

Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs zu Art. 26 Abs. 6 B-VG eine Stimmabgabe im 

Inland derzeit nur vor Wahlbehörden zulässig. Eine mögliche Lösung bestünde darin, die 

Neudefinition des geheimen und persönlichen Wahlrechts in der Form vorzunehmen, dass 

E-Voting (gemeint ist hier die Stimmabgabe von einem externen Computer) - und wohl auch 

Briefwahl - positiv im B-VG verankert werden. Für den Fall der Einführung von E-Voting 

erscheint die Neudefinition der angeführten Begriffe vor allem im Licht der ständigen 

Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes zur Verletzung der Prinzipien des geheimen 

und des persönlichen Wahlrechts im Fall einer Stimmabgabe mittels Briefwahl (VfSlg. 

10.412) dringend geboten. Aus der Sicht der Arbeitsgruppe ist eine Zulässigkeit oder 

Unzulässigkeit von E-Voting aufgrund der verfassungsrechtlichen Gegebenheiten eng mit 

der Frage der Zulässigkeit oder Unzulässigkeit der Briefwahl gekoppelt. 

 

Besonderes Augenmerk ist auf die Eigenverantwortung der Wählerinnen und Wähler zu 

legen, ihre Stimme tatsächlich frei und unbeeinflusst von Zwang abzugeben, was zum 

Beispiel im Falle der Briefwahl in Deutschland durch eine eidesstattliche Erklärung 
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sichergestellt werden soll. Eine eidesstattliche Erklärung mag den Verpflichtungsgrad beim 

(bei der) Wählenden erhöhen, ihre Sinnhaftigkeit müsste jedoch überprüft werden. 

 

Im Sinn der Vorgaben des Europarats ist die Anonymität der Stimme auch bei einer 

Stimmabgabe mittels E-Voting zu jedem Zeitpunkt bei gleichzeitiger Authentizität der Stimme 

zu wahren. Jeder Rückschluss von der einzelnen Stimme auf die Wählerin (den Wähler) 

durch die Wahlbehörde oder durch Dritte muss technisch ausgeschlossen sein. Dieser 

Ausschluss sollte jedenfalls verfassungsrechtlich verankert sein.  

 

Der Grundsatz der gleichen Wahl verlangt auch bei der elektronischen Wahl die 

Sicherstellung, dass nur wahlberechtigte Personen wählen können und eine mehrfache 

Stimmabgabe – sei es durch mehrfache elektronische oder gleichzeitig elektronische und 

traditionelle Stimmabgabe - ausgeschlossen ist.  Weiters muss  - auch durch entsprechende 

Rechtsnormen - sichergestellt sein, dass der elektronische amtliche Stimmzettel direkt und 

unverfälscht die Wählerinnen und Wähler und von diesen abgesendet die zentrale 

Auswertung erreicht und während der Datenübertragung weder von der Wahlbehörde noch 

von Dritten eingesehen oder verändert werden kann.  

 

An der geltenden Verfassungsrechtslage (Art. 26 Abs. 6 erster Satz B-VG), wonach eine 

Kontrolle des Verfahrens der Stimmabgabe und der Stimmauszählung durch eine 

Wahlbehörde vorgesehen ist, die sich aus Vertreterinnen und Vertretern der wahlwerbenden 

Parteien zusammensetzt und die zur Durchführung und Leitung der Wahl berufen ist, sollte 

auch für den Fall der Einführung von E-Voting festgehalten werden.  

 

Mit Blick auf die bei jeder Form der Distanzwahl unvermeidlich auftauchenden 

Grundsatzproblematik der Beeinflussung bzw. Kontrolle eines Wählers (einer Wählerin) bei 

der Stimmabgabe durch sein (ihr) unmittelbares soziales Umfeld erschiene es prüfenswert, 

ob im Verfassungsrang ein Recht zur Stimmabgabe in einem durch eine Wahlbehörde 

überwachten Wahllokal im Inland eingeräumt werden sollte, wobei zusätzlich darauf Bedacht 

zu nehmen wäre, dass das Wahllokal vom Wohnsitz des Wahlberechtigten ohne die 

Überwindung einer unzumutbar langen Wegstrecke erreichbar sein muss. Ein solches Recht 

muss natürlich unabhängig von der künftigen technischen Ausstattung der Wahlberechtigten 

(d.h. Grad der Verbreitung von Internetzugängen) sein. Nach Ansicht des Magistrats der 

Stadt Wien wäre bei einer solchen verfassungsrechtlichen Verankerung jedoch nicht 

abzusehen, ob nicht im Fall der Auflassung einer einzigen Sprengelwahlbehörde bereits 

aufgrund eines einzigen Wählers (einer einzigen Wählerin), der (die) mit dem Wahlergebnis 

nicht einverstanden ist, eine Wahl erfolgreich angefochten werden könnte. Die Gefahr der 
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Wahlanfechtung werde auch durch den unbestimmten Gesetzesbegriff „unzumutbar lange 

Wegstrecke“ erhöht. 

 

Aus legistischer Sicht wäre auch eine Adaptierung des Art. 26 Abs. 7 B-VG zu überlegen; 

dort könnten elektronische Wählerverzeichnisse positiv normiert sein. 

 

3. Einfachgesetzliche Erfordernisse 
 

3.1. Wählerevidenz 
 

Für die Abwicklung eines E-Voting-Vorgangs in Österreich ist das Vorhandensein einer E-

Voting-tauglichen zentralen Wählerevidenz unabdingbar. Die näheren Regelungen über eine 

solche zentrale Wählerevidenz könnten im § 3 des Wählerevidenzgesetzes sowie im § 13 

des Europa-Wählerevidenzgesetzes normiert sein. In die neu zu schaffende E-Voting-

taugliche Zentrale Europa-Wählerevidenz könnte die bestehende Zentrale Europa-

Wählerevidenz, die sich nur auf Auslandsösterreicher(innen) und nicht-österreichische, auf 

Antrag registrierte EU-Bürger(innen), die in Österreich wohnen, erstreckt, aufgehen. In den 

zu normierenden gesetzlichen Bestimmungen wird insbesondere die Form des Zugriffes und 

des Updates durch Gemeindebehörden und durch vollziehende Wahlbehörden sowie die 

österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland zu regeln sein; die Registrierung oder 

Vormerkung E-Voting-williger Wähler(innen) wird ebenfalls wie die Aufnahme von 

wahlwilligen Auslandsösterreichern(-österreicherinnen) zu berücksichtigen sein.  

 

Bei der Konfiguration einer E-Voting-tauglichen Wählerevidenz wird auf lange Sicht darauf zu 

achten sein, dass die Stimmabgabe mittels E-Voting nur eine zusätzliche Möglichkeit neben 

einer Stimmabgabe in der traditionellen Form ist. Auch wird zu berücksichtigen sein, dass es 

neben einer Stimmabgabe mittels E-Voting auch weiterhin eine Stimmabgabe mittels 

Wahlkarte in Papierform, sowohl für eine Stimmabgabe im Inland als auch im Ausland, und 

auch eine Stimmabgabe durch Bettlägerige und andere Behinderte geben wird müssen. 

 

3.2. Wahlgesetze im engeren Sinn 
 

Für die Einführung von E-Voting müssten in der Nationalrats-Wahlordnung 1992, im 

Bundespräsidentenwahlgesetz 1971 und in der Europawahlordnung analoge, allenfalls den 

jeweiligen Erfordernissen entsprechend variierte Anpassungen vorgenommen werden. Für 

Volksabstimmungsgesetz und Volksbefragungsgesetz wird mit Verweisungen das Auslangen 

gefunden werden können. 
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In allen anzupassenden Gesetzen werden folgende Maßnahmen zu treffen sein: 

 

• Regelung der Registrierung zum E-Voting-Vorgang  

 

Für eine korrekte Abwicklung einer Wahl ist im Zusammenhang mit der Registrierung von E-

Voting-willigen Wählern (Wählerinnen) ein bidirektional konfiguriertes Vormerkungssystem 

erforderlich. Geht man davon aus, dass die Registrierung zur Stimmabgabe mittels E-Voting 

zentral erfolgt, so ist eine Vormerkung dieses Vorganges bei der Hauptwohnsitzgemeinde 

des (der) Wähler(in) analog zur Vormerkung der Ausstellung einer Wahlkarte erforderlich. In 

der Arbeitsgruppe wird einhellig davon ausgegangen, dass in naher Zukunft eine Vernetzung 

aller Wahlbehörden nicht machbar erscheint. Die Sinnhaftigkeit der systematischen 

Überprüfung der Wahlberechtigung aller Wählerinnen und Wähler im Wahllokal vor ihrer 

Stimmabgabe wird seitens mehrerer Mitglieder der Unterarbeitsgruppe (BM.I, Städtebund, 

teilweise Länder) – auch auf lange Sicht – in Zweifel gezogen. Unter dieser Annahme wird 

das Erfordernis einer Vormerkung nach sich ziehen, dass es für die Registrierung einer 

Stimmabgabe mittels E-Voting einen Endtermin geben wird müssen, der einige Tage vor 

dem Wahltag liegt. Umgekehrt wird die Ausstellung einer Wahlkarte durch eine Gemeinde 

zentral zu registrieren sein, damit Wahlberechtigte, für die eine Wahlkarte bereits ausgestellt 

worden ist, von der Registrierung zum E-Voting ausgeschlossen sind. Für die fernere 

Zukunft erscheint auch eine Vollvernetzung aller (derzeit 13.000) Wahlbehörden möglich. Bei 

einer entsprechenden Vernetzung wäre aber einerseits darauf zu achten, dass nicht nur dem 

Wahlleiter (der Wahlleiterin), sondern allen Mitgliedern einer Wahlbehörde, der Zugang zu 

den Online-Vorgängen ermöglicht wird. Andererseits birgt eine solche Vernetzung die Gefahr 

in sich, dass bei jedem Wahlereignis im Falle des längeren lokalen Ausfalls des Systems 

eine Nachwahl zu verzeichnen sein wird. 

 

Unter Berücksichtigung DV-technischer Erfordernisse werden gesetzliche Regelungen 

bezüglich der Voraussetzungen für eine Online-Registrierung zum E-Voting zu normieren 

sein. 

 

Legistisch sollte die Registrierung zum E-Voting im Bereich der §§ 38 bis 40 NRWO, des 

§ 5a des Bundespräsidentenwahlgesetzes 1972 sowie der §§ 26 bis 28 der 

Europawahlordnung angesiedelt sein. Bei der Bundespräsidentenwahl wird – analog zur 

Wahlkarte – die Frage einer Registrierung für einen oder für einen allfälligen zweiten 

Wahlgang zu berücksichtigen sein.  
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• Bestimmungen, mit denen die Stimmabgabe mittels E-Voting im engeren Sinn geregelt ist 

 

Der Gesetzgeber wird festzulegen haben, in welchem Zeitraum E-Voting zuzulassen ist. 

Anders als bei der Stimmabgabe mittels Wahlkarte im Ausland erscheint es nicht 

erforderlich, zu einem sehr frühen Zeitpunkt eine entsprechende Stimmabgabe zu 

ermöglichen. Um eine größtmögliche Gleichbehandlung mit Wählerinnen und Wählern im 

Wahllokal zu erzielen, wäre als Mindesterfordernis eine Stimmabgabe zwischen 00.00 Uhr 

und 18.00 Uhr, dies sind die gesetzlichen Limits bei Nationalratswahlen und 

Bundespräsidentenwahlen, naheliegend. Empfehlenswert erscheint jedoch die Festlegung 

eines Zeitraumes, der es Berufstätigen ermöglicht, den E-Voting-Vorgang auch noch am 

letzten Arbeitstag vor dem Wahltag vorzunehmen. 

 

Analog zu den Vorschriften betreffend den amtlichen Stimmzettel werden auch detaillierte 

Vorschriften zu dem auf den Bildschirm aufscheinenden Dialogfeld zu verankern sein. 

Unbestritten ist hierbei, dass die Möglichkeit einer vorsätzlich ungültigen Stimmabgabe 

gegeben sein muss.  

 

Wie bei der Stimmabgabe in Papierform wird besonders darauf zu achten sein, dass das 

Dialogfeld für eine elektronische Stimmabgabe eine vollständige Gleichbehandlung aller 

Parteien ermöglicht. Unumstritten ist, dass bei einem „elektronischen amtlichen Stimmzettel“ 

alle zu wählenden Parteien auf einem Blick sichtbar sein müssen, wie dies beim 

herkömmlichen amtlichen Stimmzettel der Fall ist. Wegen der Beschaffenheit des amtlichen 

Stimmzettels für die Nationalratswahl wird sich diese Forderung für den NRW-Stimmzettel 

hinsichtlich der Vorzugsstimmen nicht aufrechterhalten lassen (Näheres siehe unten). 

 

Es sollte bereits im jeweiligen Wahlgesetz festgelegt sein, dass der „elektronische amtliche 

Stimmzettel“ der Wählerin oder dem Wähler so dargestellt wird, dass alle Parteien gleich 

behandelt werden. Es darf nicht eine Partei etwa durch begrenzte Darstellungskapazität des 

Anzeigemediums dadurch bevorzugt sein, dass ihre Bezeichnung zuerst angezeigt wird und 

die Wahl einer anderen Partei erst nach weiteren Schritten möglich ist. 

  

Es sollte in den Wahlgesetzen normiert sein, dass ein Ausdrucken des abgesendeten 

elektronischen amtlichen Stimmzettels technisch verhindert werden muss. Diese Vorgabe 

darf aber nicht derart gestaltet sein, dass dadurch Abstriche beim durch die Richtlinien des 

Europarates vorgegebenen Übereilungsschutz zu machen sind.  
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• E-Voting sollte vor einem Einsatz für bundesweite Wahlen, aber auch vor einem Einsatz bei 

Landtags- und Gemeinderatswahlen ausreichend erprobt werden. In Betracht kämen hierzu 

insbesondere Wahlen zu Kammern oder Interessenvertretungen. Hingegen wird die 

Durchführung eines E-Voting-Vorganges auf Bundesebene, der sich auf einen begrenzten 

Personenkreis bezieht, sehr skeptisch beurteilt. Zum Einen könnte ein auf einen kleinen 

Personenkreis begrenzter Test mit dem verfassungsrechtlich gebotenen 

Gleichheitsgrundsatz im Widerspruch stehen, zum Anderen scheint unter der Annahme, 

dass die Ebenen der Regionalwahlkreise und Landeswahlkreise beibehalten werden, die 

Wahrung des Wahlgeheimnisses nicht mehr sichergestellt, weil unter Umständen bei den 

elektronisch abgegebenen Stimmen eine gewisse Mindestanzahl nicht erreicht würde. Nicht 

verbindliche E-Voting-Tests mit nicht-politischen Fragestellungen zur Vorbereitung eines E-

Voting-Echteinsatzes werden nach Schaffung entsprechender gesetzlicher Grundlagen auf 

behördlicher Ebene für zielführend erachtet. Jegliche gesetzliche Regelung von E-Voting 

oder von E-Voting-Tests sollte die einschlägigen Informationspflichten gegenüber den 

Wählerinnen und Wählern berücksichtigen. 

 

Aus legistischer Sicht sollte die Stimmabgabe mittels E-Voting in einer eigenen, alle Belange 

des E-Voting zusammenfassenden Bestimmung verankert sein. 

 

• Vorschriften, die die Wahlbehörden betreffen 

 

Für die „Auszählung“ der elektronischen Stimmen wird eine Beobachtungsmöglichkeit durch 

die Wahlbehörden zu definieren sein. Es wird im Gesetz auch festzulegen sein, in der 

Verantwortung welcher Wahlbehörde die faktische Ausgestaltung des „elektronischen 

amtlichen Stimmzettels“ liegt. Naheliegend wäre es, dass für den Stimmzettel einer 

Nationalratswahl die Landeswahlbehörde zuständig ist, weil diese auch für den Stimmzettel 

in Papierform verantwortlich zeichnet. 

 

Logisch erschiene es, dass die elektronischen Stimmzettel zumindest bei Nationalratswahlen 

auf Ebene der Länder zugeordnet werden. Im Falle einer zentralen Auszählung bei der 

Bundeswahlbehörde müssten sonst Ergebnisse an die nachgeordneten Behörden 

rückübermittelt und von diesen in die Ergebnisermittlung einbezogen werden. 

 

Eine Bund-Länder-Lösung erscheint im Sinne des Harmonisierungsgebotes dringend 

geboten; es wird allerdings großer Anstrengungen bedürfen, die Interessen des Bundes und 

aller neun Länder zu vereinen. Verwiesen wird in diesem Zusammenhang auf bereits 

bestehende positive Beispiele (Lösungen im E-Government-Bereich - „Portal“). 
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Dringend geboten erscheinen Regelungen, die einem Wähler (einer Wählerin) zumindest im 

Inland die Möglichkeit geben, im Fall eines Versagens des E-Voting an einem privaten PC 

doch noch vor einer Wahlbehörde seine Stimme abzugeben. Hierzu wäre es erforderlich, 

eine bestimmte Anzahl von Wahllokalen mit der Möglichkeit einer Online-Anbindung an eine 

zentrale Evidenz auszustatten. Hierbei wird auch die Zugriffsmöglichkeit aller in der 

Wahlbehörde anwesenden Wahlbehördenmitglieder zu berücksichtigen sein. Ohne 

Einschränkung erscheint eine konventionelle Stimmabgabe in einem Wahllokal oder einer 

österreichischen Vertretungsbehörde im Ausland mit Online-Anbindung im Fall des 

Versagens der Teilnahme am E-Voting jedoch nur bei Europawahl und 

Bundespräsidentenwahlen möglich; für Nationalratswahlen wären die „Online-Wahllokale“ 

zusätzlich mit einem Kontingent aller (43) Stimmzettel auszustatten. 

 

Darüber hinaus werden in der Nationalrats-Wahlordnung 1992, dem 

Bundespräsidentenwahlgesetz 1971 und der Europawahlordnung individuelle, sich nur auf 

das jeweilige Wahlereignis beziehende Bestimmungen aufzunehmen sein: 

 

• Es wird der Gesetzgeber zu entscheiden haben, ob die Möglichkeit der Vergabe einer 

Vorzugsstimme ohne ausdrückliche Stimmabgabe für eine bestimmte Partei auch bei der 

Stimmabgabe mittels E-Voting ermöglicht werden muss. Im Licht des Umstandes, dass 

wegen der Bildschirmgröße die Stimmabgabe bei einer Nationalratswahl auf drei Ebenen 

durchzuführen sein wird (Parteistimme, Vorzugsstimme für den Landeswahlkreis, 

Vorzugsstimme für den Regionalwahlkreis), wird die Vergabe einer Vorzugsstimme ohne 

eine Vorselektion jeglicher Art jedoch schwer umsetzbar sein. 

 

• Für Bundespräsidentenwahlen wird der Umstand, dass es zwei Wahlgänge geben kann, im 

Gesetz besonders zu berücksichtigen sein. 

 

• Für Europawahlen gilt bezüglich der Vorzugsstimmen das in diesem Zusammenhang zur 

Nationalratswahlordnung gesagte. 

 

• Anders als bei Nationalratswahlen spräche bei Bundespräsidentenwahlen und 

Europawahlen nichts dagegen, dass die Auszählung und Zurechnung der E-Voting-Stimmen 

durch die Bundeswahlbehörde vorgenommen wird. In diesem Fall hätte aber die fehlende 

regionale Zuordenbarkeit zur Folge, dass diese Stimmen in einer Wählerstromanalyse nicht 

berücksichtigt werden könnten. Rechtlich spräche zwar nichts dagegen, bei 

Bundespräsidentenwahlen und Europawahlen E-Voting-Stimmen zentral zuzuordnen; dies 
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würde jedoch nach sich ziehen, dass neben einer Menge zuordenbarer Stimmen auch eine 

Menge an Stimmen vorhanden ist, auf die dieses Merkmal nicht zutrifft. 

 

Auf einfachgesetzlicher Ebene wären auch im Bereich des materiellen Strafrechts (§§ 262 

bis 268 StGB) entsprechende legistische Anpassungen im Hinblick auf das Obgenannte 

vorzunehmen. 
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ANNEX: 
 

COUNCIL OF EUROPE 
COMMITTEE OF MINISTERS  

Recommendation Rec(2004)11 of the Committee of Ministers to member states 
on legal, operational and technical standards for e-voting  

(Adopted by the Committee of Ministers on 30 September 2004 
at the 898th meeting of the Ministers' Deputies)  

The Committee of Ministers, under the terms of Article 15.b of the Statute of the 
Council of Europe,  

Considering that the aim of the Council of Europe is to achieve a greater unity 
between its members for the purpose of safeguarding and promoting the ideals and 
principles, which are their common heritage;  

Reaffirming its belief that representative and direct democracy are part of that 
common heritage and are the basis of the participation of citizens in political life at 
the level of the European Union and at national, regional and local levels;  

Respecting the obligations and commitments as undertaken within existing 
international instruments and documents, such as:  

– the Universal Declaration on Human Rights; 
– the International Covenant on Civil and Political Rights; 
– the United Nations Convention on the Elimination of All Forms of Racial 
Discrimination; 
– the United Nations Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination 
against Women; 
– the Convention for the Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms 
(ETS No. 5), in particular its Protocol No. 1 (ETS No. 9); 
– the European Charter of Local Self-Government (ETS No. 122); 
– the Convention on Cybercrime (ETS No. 185); 
– the Convention for the Protection of Individuals with Regard to Automatic 
Processing of Personal Data (ETS No. 108); 
– Committee of Ministers Recommendation No. R (99) 5 on the protection of privacy 
on the Internet; 
– the document of the Copenhagen Meeting of the Conference on the Human 
Dimension of the OSCE; 
– the Charter of Fundamental Rights of the European Union; 
– the Code of Good Practice in Electoral Matters, adopted by the Council for 
democratic elections of the Council of Europe and the European Commission for 
Democracy through Law;  
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Bearing in mind that the right to vote is one of the primary foundations of democracy, 
and that, consequently, e-voting system procedures shall comply with the principles 
of democratic elections and referendums;  

Recognising that as new information and communication technologies are 
increasingly being used in day-to-day life, member states need to take account of 
these developments in their democratic practice;  

Noting that participation in elections and referendums at local, regional and national 
levels in some member states is characterised by low, and in some cases steadily 
decreasing, turnouts;  

Noting that some member states are already using, or are considering using e-voting 
for a number of purposes, including:  

– enabling voters to cast their votes from a place other than the polling station in their 
voting district; 
– facilitating the casting of the vote by the voter;  
– facilitating the participation in elections and referendums of all those who are 
entitled to vote, and particularly of citizens residing or staying abroad; 
– widening access to the voting process for voters with disabilities or those having 
other difficulties in being physically present at a polling station and using the devices 
available there; 
– increasing voter turnout by providing additional voting channels;  
– bringing voting in line with new developments in society and the increasing use of 
new technologies as a medium for communication and civic engagement in pursuit of 
democracy;  

– reducing, over time, the overall cost to the electoral authorities of conducting an 
election or referendum; 
– delivering voting results reliably and more quickly; and 
– providing the electorate with a better service, by offering a variety of voting 
channels;  

Aware of concerns about certain security and reliability problems possibly inherent in 
specific e-voting systems;  

Conscious, therefore, that only those e-voting systems which are secure, reliable, 
efficient, technically robust, open to independent verification and easily accessible to 
voters will build the public confidence which is a pre-requisite for holding e-voting,  

Recommends that the governments of member states, where they are already using, 
or are considering using, e-voting comply, subject to paragraph iv. below, with 
paragraphs i. to iii. below, and the standards and requirements on the legal, 
operational and technical aspects of e-voting, as set out in the Appendices to the 
present Recommendation:  

i. e-voting shall respect all the principles of democratic elections and referendums. E-
voting shall be as reliable and secure as democratic elections and referendums 
which do not involve the use of electronic means. This general principle 
encompasses all electoral matters, whether mentioned or not in the Appendices;  
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ii. the interconnection between the legal, operational and technical aspects of e-
voting, as set out in the Appendices, has to be taken into account when applying the 
Recommendation;  

iii. member states should consider reviewing their relevant domestic legislation in the 
light of this Recommendation;  

iv. the principles and provisions contained in the Appendices to this Recommendation 
do not, however, require individual member states to change their own domestic 
voting procedures which may exist at the time of the adoption of this 
Recommendation, and which can be maintained by those member states when e-
voting is used, as long as these domestic voting procedures comply with all the 
principles of democratic elections and referendums;  

v. in order to provide the Council of Europe with a basis for possible further action on 
e-voting within two years after the adoption of this Recommendation, the Committee 
of Ministers recommends that member states:  

– keep under review their policy on, and experience of, e-voting, and in particular the 
implementation of the provisions of this Recommendation; and 
– report to the Council of Europe Secretariat the results of their reviews, who will 
forward them to member states and follow up the issue of e-voting.  

In this Recommendation the following terms are used with the following meanings:  

– authentication: the provision of assurance of the claimed identity of a person or 
data; 
– ballot: the legally recognised means by which the voter can express his or her 
choice of voting option; 
– candidate: a voting option consisting of a person and/or a group of persons and/or 
a political party; 
– casting of the vote: entering the vote in the ballot box; 
– e-election or e-referendum: a political election or referendum in which electronic 
means are used in one or more stages; 
– electronic ballot box: the electronic means by which the votes are stored pending 
being counted; 
– e-voting: an e-election or e-referendum that involves the use of electronic means in 
at least the casting of the vote; 
– remote e-voting: e-voting where the casting of the vote is done by a device not 
controlled by an election official; 
– sealing: protecting information so that it cannot be used or interpreted without the 
help of other information or means available only to specific persons or authorities; 
– vote: the expression of the choice of voting option; 
– voter: a person who is entitled to cast a vote in a particular election or referendum;  
– voting channel: the way by which the voter can cast a vote; 
– voting options: the range of possibilities from which a choice can be made through 
the casting of the vote in an election or referendum; 
– voters' register: a list of persons entitled to vote (electors).  

Appendix I  



    

 

12

Legal standards  

A. Principles  

I. Universal suffrage  

1. The voter interface of an e-voting system shall be understandable and easily 
usable.  

2. Possible registration requirements for e-voting shall not pose an impediment to the 
voter participating in e-voting.  

3. E-voting systems shall be designed, as far as it is practicable, to maximise the 
opportunities that such systems can provide for persons with disabilities.  

4. Unless channels of remote e-voting are universally accessible, they shall be only 
an additional and optional means of voting.  

II. Equal suffrage  

5. In relation to any election or referendum, a voter shall be prevented from inserting 
more than one ballot into the electronic ballot box. A voter shall be authorised to vote 
only if it has been established that his/her ballot has not yet been inserted into the 
ballot box.  

6. The e-voting system shall prevent any voter from casting a vote by more than one 
voting channel.  

7. Every vote deposited in an electronic ballot box shall be counted, and each vote 
cast in the election or referendum shall be counted only once.  

8. Where electronic and non-electronic voting channels are used in the same election 
or referendum, there shall be a secure and reliable method to aggregate all votes 
and to calculate the correct result.  

III. Free suffrage  

9. The organisation of e-voting shall secure the free formation and expression of the 
voter's opinion and, where required, the personal exercise of the right to vote.  

10. The way in which voters are guided through the e-voting process shall be such as 
to prevent their voting precipitately or without reflection.  

11. Voters shall be able to alter their choice at any point in the e-voting process 
before casting their vote, or to break off the procedure, without their previous choices 
being recorded or made available to any other person.  
 
12. The e-voting system shall not permit any manipulative influence to be exercised 
over the voter during the voting.  
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13. The e-voting system shall provide the voter with a means of participating in an 
election or referendum without the voter exercising a preference for any of the voting 
options, for example, by casting a blank vote.  

14. The e-voting system shall indicate clearly to the voter when the vote has been 
cast successfully and when the whole voting procedure has been completed.  

15. The e-voting system shall prevent the changing of a vote once that vote has been 
cast.  

IV. Secret suffrage  

16. E-voting shall be organised in such a way as to exclude at any stage of the voting 
procedure and, in particular, at voter authentication, anything that would endanger 
the secrecy of the vote.  

17. The e-voting system shall guarantee that votes in the electronic ballot box and 
votes being counted are, and will remain, anonymous, and that it is not possible to 
reconstruct a link between the vote and the voter.  

18. The e-voting system shall be so designed that the expected number of votes in 
any electronic ballot box will not allow the result to be linked to individual voters.  

19. Measures shall be taken to ensure that the information needed during electronic 
processing cannot be used to breach the secrecy of the vote.  

B. Procedural safeguards  

I. Transparency  

20. Member states shall take steps to ensure that voters understand and have 
confidence in the e-voting system in use.  

21. Information on the functioning of an e-voting system shall be made publicly 
available.  

22. Voters shall be provided with an opportunity to practise any new method of e-
voting before, and separately from, the moment of casting an electronic vote.  

23. Any observers, to the extent permitted by law, shall be able to be present to 
observe and comment on the e-elections, including the establishing of the results.  

II. Verifiability and accountability  

24. The components of the e-voting system shall be disclosed, at least to the 
competent electoral authorities, as required for verification and certification purposes.  

25. Before any e-voting system is introduced, and at appropriate intervals thereafter, 
and in particular after any changes are made to the system, an independent body, 
appointed by the electoral authorities, shall verify that the e-voting system is working 
correctly and that all the necessary security measures have been taken.  
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26. There shall be the possibility for a recount. Other features of the e-voting system 
that may influence the correctness of the results shall be verifiable.  

27. The e-voting system shall not prevent the partial or complete re-run of an election 
or a referendum.  

III. Reliability and security  

28. The member state's authorities shall ensure the reliability and security of the e-
voting system.  

29. All possible steps shall be taken to avoid the possibility of fraud or unauthorised 
intervention affecting the system during the whole voting process.  

30. The e-voting system shall contain measures to preserve the availability of its 
services during the e-voting process. It shall resist, in particular, malfunction, 
breakdowns or denial of service attacks.  

31. Before any e-election or e-referendum takes place, the competent electoral 
authority shall satisfy itself that the e-voting system is genuine and operates correctly.  

32. Only persons appointed by the electoral authority shall have access to the central 
infrastructure, the servers and the election data. There shall be clear rules 
established for such appointments. Critical technical activities shall be carried out by 
teams of at least two people. The composition of the teams shall be regularly 
changed. As far as possible, such activities shall be carried out outside election 
periods.  

33. While an electronic ballot box is open, any authorised intervention affecting the 
system shall be carried out by teams of at least two people, be the subject of a 
report, be monitored by representatives of the competent electoral authority and any 
election observers.  

34. The e-voting system shall maintain the availability and integrity of the votes. It 
shall also maintain the confidentiality of the votes and keep them sealed until the 
counting process. If stored or communicated outside controlled environments, the 
votes shall be encrypted.  

35. Votes and voter information shall remain sealed as long as the data is held in a 
manner where they can be associated. Authentication information shall be separated 
from the voter's decision at a pre-defined stage in the e-election or e-referendum.  

Appendix II  

Operational standards  

I. Notification  

36. Domestic legal provisions governing an e-election or e-referendum shall provide 
for clear timetables concerning all stages of the election or referendum, both before 
and after the election or referendum.  
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37. The period in which an electronic vote can be cast shall not begin before the 
notification of an election or a referendum. Particularly with regard to remote e-voting, 
the period shall be defined and made known to the public well in advance of the start 
of voting.  

38. The voters shall be informed, well in advance of the start of voting, in clear and 
simple language, of the way in which the e-voting will be organised, and any steps a 
voter may have to take in order to participate and vote.  

II. Voters  

39. There shall be a voters' register which is regularly updated. The voter shall be 
able to check, as a minimum, the information which is held about him/her on the 
register, and request corrections.  

40. The possibility of creating an electronic register and introducing a mechanism 
allowing online application for voter registration and, if applicable, for application to 
use e-voting, shall be considered. If participation in e-voting requires a separate 
application by the voter and/or additional steps, an electronic, and, where possible, 
interactive procedure shall be considered.  

41. In cases where there is an overlap between the period for voter registration and 
the voting period, provision for appropriate voter authentication shall be made.  

III. Candidates  

42. The possibility of introducing online candidate nomination may be considered.  

43. A list of candidates that is generated and made available electronically shall also 
be publicly available by other means.  

IV. Voting  

44. It is particularly important, where remote e-voting takes place while polling 
stations are open, that the system shall be so designed that it prevents any voter 
from voting more than once.  

45. Remote e-voting may start and/or end at an earlier time than the opening of any 
polling station. Remote e-voting shall not continue after the end of the voting period 
at polling stations.  

46. For every e-voting channel, support and guidance arrangements on voting 
procedures shall be set up for, and be available to, the voter. In the case of remote e-
voting, such arrangements shall also be available through a different, widely 
available communication channel.  

47. There shall be equality in the manner of presentation of all voting options on the 
device used for casting an electronic vote.  

48. The electronic ballot by which an electronic vote is cast shall be free from any 
information about voting options, other than that strictly required for casting the vote. 
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The e-voting system shall avoid the display of other messages that may influence the 
voters' choice.  

49. If it is decided that information about voting options will be accessible from the e-
voting site, this information shall be presented with equality.  

50. Before casting a vote using a remote e-voting system, voters' attention shall be 
explicitly drawn to the fact that the e-election or e-referendum in which they are 
submitting their decision by electronic means is a real election or referendum. In case 
of tests, participants shall have their attention drawn explicitly to the fact that they are 
not participating in a real election or referendum and shall – when tests are continued 
at election times – at the same time be invited to cast their ballot by the voting 
channel(s) available for that purpose.  

51. A remote e-voting system shall not enable the voter to be in possession of a proof 
of the content of the vote cast.  

52. In a supervised environment, the information on the vote shall disappear from the 
visual, audio or tactile display used by the voter to cast the vote as soon as it has 
been cast. Where a paper proof of the electronic vote is provided to the voter at a 
polling station, the voter shall not be able to show it to any other person, or take this 
proof outside of the polling station.  

V. Results  

53. The e-voting system shall not allow the disclosure of the number of votes cast for 
any voting option until after the closure of the electronic ballot box. This information 
shall not be disclosed to the public until after the end of the voting period.  

54. The e-voting system shall prevent processing information on votes cast within 
deliberately chosen sub-units that could reveal individual voters' choices.  

55. Any decoding required for the counting of the votes shall be carried out as soon 
as practicable after the closure of the voting period.  

56. When counting the votes, representatives of the competent electoral authority 
shall be able to participate in, and any observers able to observe, the count.  

57. A record of the counting process of the electronic votes shall be kept, including 
information about the start and end of, and the persons involved in, the count.  

58. In the event of any irregularity affecting the integrity of votes, the affected votes 
shall be recorded as such.  

VI. Audit  

59. The e-voting system shall be auditable.  

60. The conclusions drawn from the audit process shall be applied in future elections 
and referendums.  
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Appendix III  

Technical requirements  

The design of an e-voting system shall be underpinned by a comprehensive 
assessment of the risks involved in the successful completion of the particular 
election or referendum. The e-voting system shall include the appropriate 
safeguards, based on this risk assessment, to manage the specific risks identified. 
Service failure or service degradation shall be kept within pre-defined limits.  

A. Accessibility  

61. Measures shall be taken to ensure that the relevant software and services can be 
used by all voters and, if necessary, provide access to alternative ways of voting.  

62. Users shall be involved in the design of e-voting systems, particularly to identify 
constraints and test ease of use at each main stage of the development process.  

63. Users shall be supplied, whenever required and possible, with additional facilities, 
such as special interfaces or other equivalent resources, such as personal 
assistance. User facilities shall comply as much as possible with the guidelines set 
out in the Web Accessibility Initiative (WAI).  

64. Consideration shall be given, when developing new products, to their 
compatibility with existing ones, including those using technologies designed to help 
people with disabilities.  

65. The presentation of the voting options shall be optimised for the voter.  

B. Interoperability  

66. Open standards shall be used to ensure that the various technical components or 
services of an e-voting system, possibly derived from a variety of sources, 
interoperate.  

67. At present, the Election Markup Language (EML) standard is such an open 
standard and in order to guarantee interoperability, EML shall be used whenever 
possible for e-election and e-referendum applications. The decision of when to adopt 
EML is a matter for member states. The EML standard valid at the time of adoption of 
this recommendation, and supporting documentation are available on the Council of 
Europe website.  

68. In cases which imply specific election or referendum data requirements, a 
localisation procedure shall be used to accommodate these needs. This would allow 
for extending or restricting the information to be provided, whilst still remaining 
compatible with the generic version of EML. The recommended procedure is to use 
structured schema languages and pattern languages.  

C. Systems operation 
(for the central infrastructure and clients in controlled environments)  



    

 

18

69. The competent electoral authorities shall publish an official list of the software 
used in an e-election or e-referendum. Member states may exclude from this list data 
protection software for security reasons. At the very least it shall indicate the software 
used, the versions, its date of installation and a brief description. A procedure shall 
be established for regularly installing updated versions and corrections of the relevant 
protection software. It shall be possible to check the state of protection of the voting 
equipment at any time.  

70. Those responsible for operating the equipment shall draw up a contingency 
procedure. Any backup system shall conform to the same standards and 
requirements as the original system.  

71. Sufficient backup arrangements shall be in place and be permanently available to 
ensure that voting proceeds smoothly. The staff concerned shall be ready to 
intervene rapidly according to a procedure drawn up by the competent electoral 
authorities.  

72. Those responsible for the equipment shall use special procedures to ensure that 
during the polling period the voting equipment and its use satisfy requirements. The 
backup services shall be regularly supplied with monitoring protocols.  

73. Before each election or referendum, the equipment shall be checked and 
approved in accordance with a protocol drawn up by the competent electoral 
authorities. The equipment shall be checked to ensure that it complies with technical 
specifications. The findings shall be submitted to the competent electoral authorities.  

74. All technical operations shall be subject to a formal control procedure. Any 
substantial changes to key equipment shall be notified.  

75. Key e-election or e-referendum equipment shall be located in a secure area and 
that area shall, throughout the election or referendum period, be guarded against 
interference of any sort and from any person. During the election or referendum 
period a physical disaster recovery plan shall be in place. Furthermore, any data 
retained after the election or referendum period shall be stored securely.  

76. Where incidents that could threaten the integrity of the system occur, those 
responsible for operating the equipment shall immediately inform the competent 
electoral authorities, who will take the necessary steps to mitigate the effects of the 
incident. The level of incident which shall be reported shall be specified in advance 
by the electoral authorities.  

D. Security  

I. General requirements 
(referring to pre-voting, voting, and post-voting stages)  

77. Technical and organisational measures shall be taken to ensure that no data will 
be permanently lost in the event of a breakdown or a fault affecting the e-voting 
system.  
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78. The e-voting system shall maintain the privacy of individuals. Confidentiality of 
voters' registers stored in or communicated by the e-voting system shall be 
maintained.  

79. The e-voting system shall perform regular checks to ensure that its components 
operate in accordance with its technical specifications and that its services are 
available.  

80. The e-voting system shall restrict access to its services, depending on the user 
identity or the user role, to those services explicitly assigned to this user or role. User 
authentication shall be effective before any action can be carried out.  

81. The e-voting system shall protect authentication data so that unauthorised 
entities cannot misuse, intercept, modify, or otherwise gain knowledge of all or some 
of this data. In uncontrolled environments, authentication based on cryptographic 
mechanisms is advisable.  

82. Identification of voters and candidates in a way that they can unmistakably be 
distinguished from other persons (unique identification) shall be ensured.  

83. E-voting systems shall generate reliable and sufficiently detailed observation data 
so that election observation can be carried out. The time at which an event generated 
observation data shall be reliably determinable. The authenticity, availability and 
integrity of the data shall be maintained.  

84. The e-voting system shall maintain reliable synchronised time sources. The 
accuracy of the time source shall be sufficient to maintain time marks for audit trails 
and observations data, as well as for maintaining the time limits for registration, 
nomination, voting, or counting.  

85. Electoral authorities have overall responsibility for compliance with these security 
requirements, which shall be assessed by independent bodies.  

II. Requirements in pre-voting stages 
(and for data communicated to the voting stage)  

86. The authenticity, availability and integrity of the voters' registers and lists of 
candidates shall be maintained. The source of the data shall be authenticated. 
Provisions on data protection shall be respected.  

87. The fact that candidate nomination and, if required, the decision of the candidate 
and/or the competent electoral authority to accept a nomination has happened within 
the prescribed time limits shall be ascertainable.  

88. The fact that voter registration has happened within the prescribed time limits 
shall be ascertainable.  

III. Requirements in the voting stage 
(and for data communicated during post-election stages)  
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89. The integrity of data communicated from the pre-voting stage (e.g. voters' 
registers and lists of candidates) shall be maintained. Data-origin authentication shall 
be carried out.  

90. It shall be ensured that the e-voting system presents an authentic ballot to the 
voter. In the case of remote e-voting, the voter shall be informed about the means to 
verify that a connection to the official server has been established and that the 
authentic ballot has been presented.  

91. The fact that a vote has been cast within the prescribed time limits shall be 
ascertainable.  

92. Sufficient means shall be provided to ensure that the systems that are used by 
the voters to cast the vote can be protected against influence that could modify the 
vote.  

93. Residual information holding the voter's decision or the display of the voter's 
choice shall be destroyed after the vote has been cast. In the case of remote e-
voting, the voter shall be provided with information on how to delete, where that is 
possible, traces of the vote from the device used to cast the vote.  

94. The e-voting system shall at first ensure that a user who tries to vote is eligible to 
vote. The e-voting system shall authenticate the voter and shall ensure that only the 
appropriate number of votes per voter is cast and stored in the electronic ballot box.  

95. The e-voting system shall ensure that the voter's choice is accurately represented 
in the vote and that the sealed vote enters the electronic ballot box.  

96. After the end of the e-voting period, no voter shall be allowed to gain access to 
the e-voting system. However, the acceptance of electronic votes into the electronic 
ballot box shall remain open for a sufficient period of time to allow for any delays in 
the passing of messages over the e-voting channel.  

IV. Requirements in post-voting stages  

97. The integrity of data communicated during the voting stage (e.g. votes, voters' 
registers, lists of candidates) shall be maintained. Data-origin authentication shall be 
carried out.  

98. The counting process shall accurately count the votes. The counting of votes 
shall be reproducible.  

99. The e-voting system shall maintain the availability and integrity of the electronic 
ballot box and the output of the counting process as long as required.  

E. Audit  

I. General  
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100. The audit system shall be designed and implemented as part of the e-voting 
system. Audit facilities shall be present on different levels of the system: logical, 
technical and application.  

101. End-to-end auditing of an e-voting system shall include recording, providing 
monitoring facilities and providing verification facilities. Audit systems with the 
features set out in sections II – V below shall therefore be used to meet these 
requirements.  

II. Recording  

102. The audit system shall be open and comprehensive, and actively report on 
potential issues and threats.  

103. The audit system shall record times, events and actions, including:  

a. all voting-related information, including the number of eligible voters, the number of 
votes cast, the number of invalid votes, the counts and recounts, etc.;  

b. any attacks on the operation of the e-voting system and its communications 
infrastructure;  

c. system failures, malfunctions and other threats to the system.  

III. Monitoring  

104. The audit system shall provide the ability to oversee the election or referendum 
and to verify that the results and procedures are in accordance with the applicable 
legal provisions.  

105. Disclosure of the audit information to unauthorised persons shall be prevented.  

106. The audit system shall maintain voter anonymity at all times.  

IV. Verifiability  

107. The audit system shall provide the ability to cross-check and verify the correct 
operation of the e-voting system and the accuracy of the result, to detect voter fraud 
and to prove that all counted votes are authentic and that all votes have been 
counted.  

108. The audit system shall provide the ability to verify that an e-election or e-
referendum has complied with the applicable legal provisions, the aim being to verify 
that the results are an accurate representation of the authentic votes.  

V. Other  

109. The audit system shall be protected against attacks which may corrupt, alter or 
lose records in the audit system.  
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110. Member states shall take adequate steps to ensure that the confidentiality of 
any information obtained by any person while carrying out auditing functions is 
guaranteed.  

F. Certification  

111. Member states shall introduce certification processes that allow for any ICT 
(Information and Communication Technology) component to be tested and certified 
as being in conformity with the technical requirements described in this 
recommendation.  

112. In order to enhance international co-operation and avoid duplication of work, 
member states shall consider whether their respective agencies shall join, if they 
have not done so already, relevant international mutual recognition arrangements 
such as the European Cooperation for Accreditation (EA), the International 
Laboratory Accreditation Cooperation (ILAC), the International Accreditation Forum 
(IAF) and other bodies of a similar nature.  

 

(Quelle:  https://wcm.coe.int/ViewDoc.jsp?id=778189&Lang=en ) 

 
 

 

 

 

 

 


